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Zusammenfassung der wichtigsten Erkenntnisse und Empfehlungen 

Bei der Führung und strategischen Steuerung der IT in der Kan­
tonsverwaltung bestehen gravierende Mängel. Zu diesem Schluss 
kommt die Geschäftsprüfungskommission des Kantonsrates nach ei­
ner vertieften Untersuchung. So ist heute nicht gewährleistet, dass der 
strategisch bedeutsame Bereich der IT wirksam und im Interesse des 
Gesamtkantons geführt und gesteuert werden kann. Die Hauptverant­
wortung für die nötigen Verbesserungen liegt nun bei der Regierung. 

In den letzten Jahren hat der Regierungsrat seine politische Füh­
rungsverantwortung im IT­Bereich klar ungenügend wahrgenommen. 
Lange liess er sich weder durch das Scheitern der von ihm selbst be­
schlossenen Informatikstrategie 2008 noch durch die Reformempfeh­
lungen von Geschäftsprüfungskommission und Finanzkontrolle zum 
Handeln bewegen. Erst 2015, nach dem Start der vertieften Untersu­
chung der Geschäftsprüfungskommission, leitete er eine Überprüfung 
des ungeeigneten IT­Organisationsmodells ein. Im Januar 2017 räumte 
er erstmals öffentlich ein, dass Handlungsbedarf besteht, und starte­
te ein Projekt zur Ausarbeitung von Reformmassnahmen. Erste Zwi­
schenergebnisse will der Regierungsrat Ende 2017 vorlegen. 

Die nun vom Regierungsrat angestossenen Reformarbeiten bringen 
dann etwas, wenn sie zielgerichtet erfolgen und wirklich dort ansetzen, 
wo der Handlungsbedarf liegt. Dafür braucht es eine angemessene Ein­
schätzung der bisher bestehenden Mängel. Der vorliegende Bericht der 
Geschäftsprüfungskommission richtet den Blick deshalb sowohl in die 
Vergangenheit als auch in die Zukunft. Er analysiert unter anderem, wes­
halb die Umsetzung der Informatikstrategie 2008 weitgehend gescheitert 
ist und deren Ziele zur verstärkten Zentralisierung und Zusammenarbeit 
zwischen den Direktionen bis heute verpasst worden sind. 

Die wichtigsten Defizite ortet die Geschäftsprüfungskommission in 
den folgenden Punkten: 
– Dem Regierungsrat mangelte es an Führungswillen und am Be­

wusstsein für die strategische Bedeutung des Informatikbereichs 
für die Kantonsverwaltung. 

– Das bestehende Organisationsmodell und die gewachsene Kultur 
auf allen Stufen von Regierung und Verwaltung führten dazu, dass 
Partikularinteressen der Direktionen gegenüber gesamtkantonalen 
Interessen oft dominieren. 

– Die Gremien, welche die direktionsübergreifende Informatik steu­
ern sollten, haben keine Weisungs­ und Überwachungskompeten­
zen gegenüber den Direktionen. Sie sind so nicht in der Lage, für die 
Umsetzung ihrer Vorgaben zu sorgen. 
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– Der Informationsfluss zwischen politischer und strategischer Füh­
rungsebene, d. h. zwischen Regierungsrat und dem Kantonalen IT­
Team, war mangelhaft. 

– Sowohl das IT­Controlling als auch das Projektportfoliomanage­
ment über die Direktionen hinweg sind bis heute so ungenügend, 
dass eine zielgerichtete Steuerung und die Koordination von Vor­
haben in vielen Fällen nicht möglich sind. 
Nun ist Zeit zu handeln, denn die strukturellen Probleme ver­

schwinden nicht von selbst. Regierungsrat und Verwaltung sind heute 
nicht so aufgestellt, dass sie direktionsübergreifende Synergiepotenzia­
le und Doppelspurigkeiten im IT­Bereich überhaupt erkennen und dass 
Standardisierungs­ oder Zentralisierungsschritte dann, wenn sie von 
den zuständigen Stellen als sinnvoll beurteilt werden, auch umgesetzt 
werden (können). Die Folge sind ungenutzte Synergiepotenziale, Qua­
litätseinbussen und Reibungsverluste. 

Zur Behebung der festgestellten Mängel empfiehlt die Geschäfts­
prüfungskommission dem Regierungsrat, 
1. dass der Gesamtregierungsrat und seine Mitglieder künftig eine 

starke Führungsrolle für das IT­Management der Kantonsverwal­
tung übernehmen und dabei gesamtkantonalen Interessen Vorrang 
einräumen. 

2. ein strategisches Organ zur Führung, Planung und Steuerung im In­
formatikbereich einzusetzen, in dem sowohl mehrere Regierungs­
ratsmitglieder als auch Führungspersonen aus der Verwaltung ver­
treten sind. 

3. die Verwaltungsvertreter in diesem Organ so auszuwählen, dass 
mindestens die Hälfte von ihnen eine gesamtkantonale und stra­
tegische Perspektive auf die Informatiksteuerung vertreten kann. 

4. dieses strategische Leitungsorgan mit den nötigen Kompetenzen 
und Ressourcen für die Durchsetzung und Überwachung seiner 
Vorgaben auszustatten, insbesondere mit einem verbindlichen Wei­
sungsrecht. 

5. rasch ein zentrales, wirksames IT­Controlling einzusetzen. 
6. im Projekt «Neue kantonale IKT» Fragen der Führung, der Stra­

tegie und der Organisation gegenüber fachtechnischen IT­Fragen 
prioritär zu behandeln. 

7. im Projekt «Neue kantonale IKT» dem Einbezug des betroffenen 
Personals und dem Change­Management grosse Beachtung zu 
schenken. 

8. bei der Erneuerung der kantonalen Informatikorganisation Erfah­
rungen anderer öffentlicher Verwaltungen in der Informatikfüh­
rung und ­steuerung einzubeziehen. 
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9. das organisatorische Verhältnis zwischen den überdirektionalen 
 E­Government­Strukturen und den überdirektionalen IT­Struktu­
ren zu optimieren. 

10. alle Empfehlungen im BDO­Bericht unvoreingenommen und mit 
einer konstruktiven Grundhaltung zu prüfen – gerade auch jene, die 
harte Kritik implizieren. 

11. Empfehlungen von Aufsichtsorganen wie der Finanzkontrolle und 
der parlamentarischen Oberaufsicht jeweils mit Ernsthaftigkeit und 
in nützlicher Frist zu prüfen. 

12. im Geschäftsbericht und weiteren Berichterstattungen an den Kan­
tonsrat auch auf Schwierigkeiten und Unzulänglichkeiten angemes­
sen hinzuweisen. 

13. zu prüfen, inwieweit die Führung und Steuerung anderer Quer­
schnittaufgaben von ähnlichen organisatorischen Anpassungen 
profitieren könnten wie das IT­Management. 

14. Die Geschäftsprüfungskommission regt an, dass Kantonsrat und 
Regierungsrat die bisherige gesetzliche Vorgabe, die sämtliche 
Ausgaben für Informatikmittel und ­dienstleistungen als gebunden 
qualifiziert und eine Einflussnahme des Kantonsrates über Kredit­
bewilligungen ausschliesst, überdenken.

1. Einleitung 

Der vorliegende Bericht fasst die Erkenntnisse und Empfehlungen 
zusammen, welche die Geschäftsprüfungskommission bei ihrer vertief­
ten Untersuchung zur IT in der kantonalen Verwaltung gewonnen hat. 
Der Bericht gliedert sich wie folgt: 

Teil 1 beschreibt den Hintergrund, die Zielsetzung und das Vorge­
hen bei der vertieften Untersuchung. 

Teil 2 gibt einen Überblick über wesentliche Strukturen und Rege­
lungen, die heute für das IT­Management in der kantonalen Verwal­
tung gelten. 

In Teil 3 wird auf die gescheiterte Umsetzung der Informatikstrate­
gie 2008 eingegangen, um Defizite der bestehenden Informatikführung 
an einem konkreten Beispiel aufzuzeigen.

Teil 4 nimmt dann eine Auslegeordnung von fünf identifizierten 
Problemfeldern vor, um einen systematischen Überblick über den fest­
gestellten Handlungsbedarf zu schaffen. 
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In Teil 5 legt die Geschäftsprüfungskommission dar, welche Mass­
nahmen sie dem Regierungsrat empfiehlt. Der Bericht schliesst mit ei­
nem Ausblick. 

Teil 6 listet die wesentlichen Informationsquellen auf, aus denen die 
Geschäftsprüfungskommission ihre Erkenntnisse gewonnen hat (Ge­
sprächspartner sowie Dokumente und Literatur). 

1.1 Hintergrund 

Das IT­Management der kantonalen Verwaltung ist schon seit meh­
reren Jahren immer wieder Gegenstand von Abklärungen und Emp­
fehlungen der Geschäftsprüfungskommission, und diese weist schon 
seit Jahren darauf hin, dass nach ihrer Einschätzung für eine wirksame 
Führung die Organisationsstruktur der kantonalen IT verbessert wer­
den sollte (siehe z. B. KR­Nr. 81/2013 und 86/2015). Der Regierungsrat 
setzte diese Empfehlungen jedoch nicht um. Vor diesem Hintergrund 
beschlossen die Präsidien der Aufsichtskommissionen im Juni 2015 
auf Antrag der Geschäftsprüfungskommission, eine vertiefte Untersu­
chung zum Thema «IT in der kantonalen Verwaltung» durchzuführen. 

1.2 Zielsetzung, Untersuchungsgegenstand und Begriffsdefinitionen 

Die Untersuchung hatte die Beantwortung der folgenden Fragen 
zum Ziel: Inwieweit folgt das IT­Management der kantonalen Verwal­
tung den bestehenden Strategien? Ist es zweckmässig und einheitlich? 
Und, soweit die ersten beiden Fragen Schwachstellen aufdecken: Mit 
welchen Massnahmen kann den Problemen begegnet werden? 

«IT» steht für «Informationstechnologie» und ist ein Oberbegriff für 
alle mit der elektronischen Datenverarbeitung in Berührung stehenden 
Techniken. Unter «IT» fallen Netzwerkanwendungen, Datenbankan­
wendungen, Anwendungen der Bürokommunikation wie auch die klas­
sischen Tätigkeiten des Software Engineering. Im vorliegenden Bericht 
werden die Begriffe «IT» und «Informatik» synonym verwendet. 

Der Begriff des «IT­Management» bezeichnet die Aufgabe der 
Steuerung der IT in einem weiteren Sinne. Er umfasst sowohl die 
Informationstechnik wie Hard­ und Software als auch die für deren 
Entwicklung und Anwendung nötigen Ressourcen wie Personal und 
Organisationen. Zum IT­Management gehören so unterschiedliche 
Aufgaben wie Verwaltung, Planung und Steuerung von IT­Diensten, 
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Risiko­ und Compliance­Management, IT­Strategie, IT­Controlling, 
IT­Portfoliomanagement usw.1

Gegenstand der vertieften Untersuchung sind die Organisation, die 
Zuständigkeiten und die Abläufe im IT­Management der Kantonsver­
waltung. Einen besonderen Fokus legte die Geschäftsprüfungskommis­
sion auf die direktions­ und ämterübergreifende Koordination sowie 
auf die Führung des IT­Bereichs durch den Regierungsrat, weil schon 
ihre früheren Abklärungen auf besondere Schwierigkeiten in diesen 
Aspekten hingedeutet hatten und weil sich dies im Lauf der vertieften 
Untersuchung zunehmend erhärtete. 

Dabei konzentrierte sich die Untersuchung auf die strategisch­struk­
turelle Ebene. Operativ­technische Fragestellungen standen nicht im 
Zentrum. Auch die Kosten der kantonalen IT bildeten keinen Schwer­
punkt der Untersuchung. Im Weiteren beschränkte sich die Untersu­
chung auf die Direktionen, die Staatskanzlei und die unselbstständigen 
Anstalten. Dies entspricht auch dem Geltungsbereich der KITT­Ver­
ordnung und der kantonalen IT­Strategie. 

1.3 Organisation und Vorgehen 

Zur Durchführung der Untersuchung setzte die Geschäftsprü­
fungskommission die Subkommission «IT kantonale Verwaltung» mit 
den folgenden vier Mitgliedern ein: Daniel Schwab (Vorsitz), Daniel 
Frei, Daniel Hodel und Peter Uhlmann. Bei Fragestellungen mit Re­
levanz für Finanzpolitik und/oder Finanzaufsicht wurde punktuell 
eine Delegation der Finanzkommission beigezogen, der Martin Ar­
nold, Yvonne Bürgin und Beatrix Frey­Eigenmann angehörten. Die 
Subkommission wurde bei ihrer Arbeit durch den wissenschaftlichen 
Mitarbeiter der Parlamentsdienste für vertiefte Untersuchungen der 
Oberaufsicht, Hans­Peter Schaub, unterstützt. 

Die Subkommission führte zwischen dem 4. Juni 2015 und dem 
24. Mai 2017 insgesamt 21 Sitzungen durch. Als wichtigste Informati­
onsquellen dienten ihr einerseits Gespräche mit Vertretern des Regie­
rungsrates, der kantonalen Verwaltung und der Finanzkontrolle sowie 
mit externen Sachverständigen, anderseits öffentlich verfügbare oder 
bei der Verwaltung und der Finanzkontrolle angeforderte amtliche Un­
terlagen. Eine Liste aller Gesprächspartner der Subkommission und 
der wesentlichen beigezogenen Dokumente findet sich im Anhang die­
ses Berichts. 

1  Beide Definitionen lehnen sich an das Wirtschaftslexikon Gabler an: 
http://wirtschaftslexikon.gabler.de
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Die Geschäftsprüfungskommission hat dem Kantonsrat im Rah­
men ihres jährlichen Tätigkeitsberichts sowie ihres Antrags zur Geneh­
migung des Geschäftsberichts des Regierungsrates insgesamt dreimal 
über den Fortgang und erste Zwischenergebnisse der vertieften Un­
tersuchung berichtet.2 Die entsprechenden Zwischenberichte waren 
jeweils der Finanzdirektion zur Stellungnahme vorgelegt worden, die 
innerhalb von Regierungsrat und Kantonsverwaltung die Federfüh­
rung über die direktionsübergreifende Informatik hat. Der vorliegende 
Schlussbericht wurde dem Gesamtregierungsrat zur Stellungnahme 
unterbreitet, da die Feststellungen und Empfehlungen den Gesamtre­
gierungsrat und alle Direktionen betreffen. Der Regierungsrat hat in 
seiner Stellungnahme keinerlei Anpassungen am vorliegenden Bericht 
angeregt. Er werde die Empfehlungen des Berichts bei seinen weiteren 
Arbeiten «einbeziehen».

1.4 Koordination mit Regierung 

Einige Wochen nachdem die Geschäftsprüfungskommission die 
Durchführung ihrer vertieften Untersuchung beschlossen und dem Re­
gierungsrat kommuniziert hatte, teilte dieser mit, er erwäge seinerseits 
eine externe Überprüfung der kantonalen IT. Er beauftragte damit 
die Wirtschaftsprüfungs­ und Beratungsfirma BDO AG. Um unnötige 
Doppelspurigkeiten zwischen den beiden Untersuchungen zu vermei­
den, nahm die Geschäftsprüfungskommission in der Folge eine Neu­
justierung an einigen der geplanten Untersuchungsinhalte vor, ohne 
aber die grundlegenden Ziele ihrer Untersuchung aufzugeben. Die 
BDO AG schloss ihre Überprüfung Ende 2016 mit einem Schlussbe­
richt zuhanden des Regierungsrates ab, der mittlerweile öffentlich ver­
fügbar ist.3 Für den vorliegenden Bericht hat die Subkommission auch 
Erkenntnisse aus dem BDO­Bericht und die bisher daraus gezogenen 
Schlussfolgerungen des Regierungsrates berücksichtigt, soweit diese 
für ihre Fragestellungen relevant sind. 

Der Regierungsrat hat nach Vorliegen des kritisch ausgefallenen 
BDO­Berichts rasch ein Projekt gestartet, um Verbesserungsmass­
nahmen zu entwickeln (RRB Nr. 68/2017, Projekt «Neue kantonale 
IKT»). Die Geschäftsprüfungskommission begrüsst ein entschlossenes 
und rasches Vorgehen. Entscheidend ist indessen, dass die Reformen 
zielgerichtet erfolgen und wirklich dort ansetzen, wo Handlungsbedarf 
besteht. Dazu soll der vorliegende Bericht einen Beitrag leisten.

2  Siehe KR­Nr. 55/2016, Vorlage 5264a, KR­Nr. 62/2017. 
3  Der Schlussbericht der BDO AG kann auf der Website der Finanzdirek­

tion heruntergeladen werden: http://www.fd.zh.ch/internet/finanzdirektion/
de/unsere_direktion/veroeffentlichungen.html



9

2. Bestehende Strukturen und Regelungen im IT-Management 

Die heutigen Organisations­ und Ablaufstrukturen für das IT­
Management der kantonalen Verwaltung werden teils in Rechtserlas­
sen und teils in Strategiepapieren der Verwaltung festgelegt. Im Rah­
men dieses Berichts kann nur ein Überblick über deren wesentlichste 
Grundzüge gegeben werden. 

2.1 Grundsätze für die Führung der Kantonsverwaltung und deren IT 

In allgemeiner Weise legt Art. 70 der Kantonsverfassung fest, dass 
der Regierungsrat zuständig ist, die kantonale Verwaltung zu leiten 
und im Rahmen des Gesetzes ihre Organisation zu bestimmen. Er hat 
dabei unter anderem für ein effizientes, kooperatives und sparsames 
Verwaltungshandeln zu sorgen. Dazu gehört auch die Verantwortung 
für eine angemessene Koordination zwischen den verschiedenen Ver­
waltungseinheiten, wie § 32 des Gesetzes über die Organisation des 
Regierungsrates und der kantonalen Verwaltung (OG RR, LS 172.1) 
auch ausdrücklich festhält. Gemäss § 38 OG RR weist der Regierungs­
rat den Direktionen ihre Aufgabenbereiche zu und regelt die Grund­
züge der Verwaltungsorganisation. Er hat dabei unter anderem auf den 
Zusammenhang der Aufgaben und die Zweckmässigkeit der Führung 
zu achten. Für den Aufbau und die Abläufe innerhalb der Direktionen 
ist grundsätzlich der oder die jeweilige Direktionsvorstehende zustän­
dig (§ 40 OG RR). Dabei haben die einzelnen Regierungsmitglieder 
der Vertretung des Kollegiums gegenüber ihrer Stellung als Direkti­
onsvorstehende den Vorrang einzuräumen (§ 11 OG RR). Diese Be­
stimmungen gelten für die Verwaltungsführung generell, nicht nur für 
das IT­Management. Sie sind – beziehungsweise wären – für die IT aber 
von besonderer Bedeutung, weil wesentliche Bereiche der IT typische 
Querschnittaufgaben darstellen, die in allen Direktionen anfallen. 

Spezifische Bestimmungen zu Organisation und Zuständigkeiten 
im IT­Management finden sich auf Verordnungsebene, hauptsächlich 
in der Verordnung über die direktionsübergreifende Informatik (KITT­
Verordnung, LS 170.7) und punktuell in der Verordnung über die Or­
ganisation des Regierungsrates und der kantonalen Verwaltung (VOG 
RR, LS 172.11). Die KITT­Verordnung gilt seit dem 1. Januar 2006 und 
wurde seither nicht verändert. Darin wird für den Informatikbereich 
der Grundsatz «eine Anforderung – eine Lösung» formuliert: Beste­
hen bei mehreren Verwaltungseinheiten dieselben Informatikbedürf­
nisse, sollen diese einheitlich gelöst werden. Zudem sollen direktions­
übergreifende Informatikprozesse, ­systeme und ­infrastrukturen nach 
Möglichkeit standardisiert werden (§ 2 KITT­Verordnung). Das gleiche 
Ziel verfolgen die vom Regierungsrat erlassene kantonale Informatik­
strategie 2008 und der zugehörige Umsetzungsplan. 
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2.2 KITT, KITT-Geschäftsstelle und ihre Steuerungsinstrumente 

Organisatorisch sehen KITT­Verordnung und VOG RR das Kan­
tonale IT­Team (KITT) als wichtigste Stelle für die direktionsübergrei­
fenden IT­Belange vor. Das KITT besteht aus je einem Vertreter der 
Direktionen und der Staatskanzlei, den diese selbstständig bezeichnen. 
Zudem nimmt der Leiter der KITT­Geschäftsstelle an den Sitzungen 
des KITT teil, allerdings nur mit Antragsrecht und ohne Stimmrecht. 

Die KITT­Geschäftsstelle unterstützt das KITT fachlich und ad­
ministrativ. Sie ist bei der Finanzdirektion angesiedelt und verfügt ge­
mäss Budget 2017 über insgesamt 9,2 Vollzeitstellen. Die Mitglieder des 
KITT­Teams selbst wenden den kleineren Teil ihres Pensums für das 
KITT auf, hauptsächlich fungieren sie als leitende IT­Mitarbeiter in ih­
rer jeweiligen Direktion. Das KITT tagt ungefähr zweimal pro Monat. 

Dem KITT ist zugedacht, die direktionsübergreifende Informatik 
zu koordinieren und zu steuern. Es soll seine Koordinations­ und Stan­
dardisierungsaufgabe gegenüber der Verwaltung über verschiedene 
Kanäle wahrnehmen. So fällt es unter anderem Beschlüsse darüber, 
welche IT­Services und ­Prozesse direktionsübergreifend zentral be­
reitgestellt oder zumindest mit einheitlichen Standards geregelt wer­
den sollen (siehe dazu nachfolgend Teil 2.3). Das KITT ist auch für die 
Pflege der kantonalen IT­Strategie zuständig und soll deren Umsetzung 
sicherstellen (näher dazu Teil 3 dieses Berichts). Es soll zudem für den 
Regierungsrat ein direktionsübergreifendes IT­Controlling führen. Ein 
weiteres Instrument ist die sogenannte Strategiekonformitätsprüfung: 
Damit gibt das KITT bei bedeutenden Informatikvorhaben der Direk­
tionen und Ämter seine Beurteilung ab, ob das Vorhaben mit der kan­
tonalen Informatikstrategie, der kantonalen Informatikarchitektur und 
den vorgegebenen Standards vereinbar ist. Was die Konsequenzen sind, 
wenn das KITT bezüglich der Strategiekonformität zu einer anderen 
Einschätzung kommt als die projektführende Verwaltungseinheit, ist 
nicht klar. 

2.3 Direktionsübergreifende und dezentrale Informatik-
dienstleistungen 

Für die Fachanwendungen in den Direktionen und auch für einen 
Teil der direktionsübergreifend angebotenen Querschnittanwendungen 
(z. B. E­Government­Portal) ist nicht das KITT zuständig. Grundsätz­
lich ist es Sache der einzelnen Direktionen, für jene Informatikdienst­
leistungen zu sorgen, die sie benötigen. Der überwiegende Teil der In­
formatikdienstleistungen in der kantonalen Verwaltung wird denn auch 
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dezentral erbracht.4 Dazu besteht in allen Direktionen und in vielen 
Ämtern eine Informatikabteilung. Die Strukturen und Zuständigkei­
ten innerhalb der Direktionen werden insbesondere in den Organisa­
tionsverordnungen und den IT­Strategien der einzelnen Direktionen 
geregelt. Für die Führung und Steuerung des Informatikbereichs pro 
Direktion ist grundsätzlich jeweils eine zentrale Stelle im Generalse­
kretariat zuständig. Die Informatikabteilungen und ­stellen der Direk­
tionen erbringen in erster Linie Leistungen für die direktionsinternen 
Bedürfnisse, teilweise aber auch direktionsübergreifende Leistungen 
durch den Betrieb von Competence­ oder Service­Centers. 

Direktionsübergreifende IT­Services oder IT­Standards werden 
dann festgelegt, wenn alle KITT­Mitglieder – also alle Direktionen – 
dem zustimmen (alternativ ist auch eine bilaterale Vereinbarung zwi­
schen zwei oder mehreren Direktionen möglich). Erreicht ein solcher 
Beschluss keine Einstimmigkeit oder ist ein KITT­Beschluss von gros­
ser strategischer, politischer oder finanzieller Tragweite, braucht es eine 
Genehmigung durch den Regierungsrat. Vor der Behandlung im Re­
gierungsrat hat das KITT eine Stellungnahme der Generalsekretären­
konferenz einzuholen. Die Einspeisung in den Regierungsrat geschieht 
über die Finanzdirektion. 

Beschliesst das KITT, dass eine Informatikdienstleistung für meh­
rere oder alle Direktionen zentral erbracht werden soll, so setzt es zu 
diesem Zweck ein Kompetenzzentrum und ein oder mehrere Service­
zentren ein. Beschliesst das KITT hingegen Standards, strategische 
Vorgaben oder Empfehlungen, sind für die Umsetzung die einzelnen 
Direktionen und Ämter zuständig. Die KITT­Mitglieder haben die 
Aufgabe, je in ihrer Direktion auf die Umsetzung der direktionsüber­
greifenden Ziele «hinzuwirken» (§ 5 KITT­Verordnung). Sie haben 
aber gegenüber den IT­Abteilungen der Ämter kein Weisungsrecht und 
sind auf die Unterstützung der Linienverantwortlichen (Generalsekre­
täre, Amtschefs) angewiesen. 

4  Gemäss den verfügbaren Zahlen veranschlagt der Regierungsrat den 
Aufwand für die kantonale Informatik verwaltungsweit auf rund 170 Mio. 
Franken. Der budgetierte Bruttoaufwand für die Leistungsgruppe Nr. 4600, 
Direktionsübergreifende Informatik, beträgt rund 11 Mio. Franken pro Jahr 
(KEF 2017–2020: S. 141). Demnach fallen gegen 160 Mio. Franken oder über 
90% des Informatikaufwands des Kantons in den dezentralen Einheiten an. 

In diesem Zusammenhang sei darauf hingewiesen, dass die BDO in ihrem 
Bericht die bisherigen Angaben zum Informatik­Gesamtaufwand infrage 
stellt (BDO­Bericht «Stream C, IT­Grundversorgung», S. 77–79). 
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2.4 Anstehende Ablösung der bisherigen Organisationsstruktur 

Die beschriebenen Strukturen gelten so noch bis Ende 2017. Kurz 
nach dem Vorliegen des kritisch ausgefallenen BDO­Berichts hat der 
Regierungsrat im Januar 2017 mit RRB Nr. 68/2017 beschlossen, das 
KITT rasch aufzulösen. Die KITT­Geschäftsstelle wird in ein neues 
Amt für Informatik überführt, das per 1. Januar 2018 in der Finanz­
direktion eingerichtet werden soll. Nach welchen Mechanismen eine 
direktionsübergreifende Informatikführung künftig ausgestaltet wer­
den soll und welche Rolle und Kompetenzen dabei das neue Amt und/
oder eine andere Organisationseinheit haben werden, ist noch offen. 
Der Regierungsrat lässt derzeit in einem Projekt unter Federführung 
der Finanzdirektion die Grundlagen erarbeiten, im November 2017 will 
er entscheiden. Die Geschäftsprüfungskommission lässt sich über den 
Projektfortschritt periodisch ins Bild setzen. 

3. Die weitgehend gescheiterte Umsetzung  
der Informatikstrategie 2008 

Die Informatikstrategie 2008 war eines der bedeutendsten Informa­
tikvorhaben des Kantons in den letzten zehn Jahren. Ihre Umsetzung 
ist jedoch in weiten Teilen gescheitert. Die Geschichte dieses Schei­
terns zeigt exemplarisch verschiedene grundsätzliche Schwachstellen 
der kantonalen Informatikführung und ­steuerung. Sie soll deshalb in 
diesem Berichtsteil etwas näher beleuchtet werden. 

3.1 Strategie und Umsetzungsplan 2008 

Am 9. Dezember 2008 legte der Regierungsrat die kantonale In­
formatikstrategie 2008 fest (RRB Nr. 1955/2008). Diese ist bis heute 
in Kraft. Die Informatikstrategie folgt dem bereits in der KITT­Ver­
ordnung formulierten Grundsatz «für gleiche Anforderungen eine In­
formatiklösung». Sie zielt auf eine verstärkte direktionsübergreifende 
Standardisierung und Koordination in verschiedenen Bereichen des 
Informatikmanagements. Am gleichen Tag nahm der Regierungsrat 
auch einen Umsetzungsplan zur Strategie zur Kenntnis. Der Umset­
zungsplan sah vor, das gesamte Programm mittels 13 Teilvorhaben bis 
Ende 2013 umzusetzen. 

Die strategische Führung und Konzeption der Umsetzung wurde 
dem KITT übertragen, die operative Leitung des Gesamtprogramms 
hatte die KITT­Geschäftsstelle inne. Mit der operativen Umsetzung 
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der 13 einzelnen Teilvorhaben wurden unterschiedliche Verwaltungs­
einheiten betraut. Vorgesehen war, dass das KITT dem Regierungsrat 
periodisch Bericht über den Umsetzungsstand der Strategie erstattet. 
Als Bindeglied zwischen Regierungsrat und KITT sollte die Finanz­
direktion fungieren. 

3.2 Abkehr von zentralen Strategiezielen 

Ein erstes systematisches Reporting über den Umsetzungsstand er­
folgte jedoch erst fünfeinhalb Jahre nach Start des Programms und ein 
halbes Jahr nach dessen geplantem Abschluss, nämlich im Juli 2014. Ob 
und wann der entsprechende Bericht des KITT vom 15. Juli 2014 (im 
Folgenden: Umsetzungsbericht) im Regierungsrat – als Auftraggeber 
der IT­Strategie – behandelt wurde, ist für die Geschäftsprüfungskom­
mission nicht ganz klar. Die Gesprächspartner der Subkommission äus­
serten sich dahingehend, dass eine Befassung des Regierungsrates im 
Jahr 2014 erfolgt sei. Der Geschäftsbericht des Regierungsrates zum 
Jahr 2014 (S. 141) erwähnt indessen nur eine Vorlegung des Papiers an 
die Finanzdirektorin und die Generalsekretärenkonferenz. 

Dem Umsetzungsbericht vom Juli 2014 ist zu entnehmen, dass bis 
dahin von den 13 Teilvorhaben nur gerade zwei in der ursprünglich vor­
gesehenen Form umgesetzt waren. Gerade bei Teilvorhaben für eine 
stärkere direktionsübergreifende Koordination und Standardisierung 
war dies nicht der Fall. Zu einigen Teilvorhaben scheinen bis 2014 noch 
nicht einmal ernsthafte Arbeiten zur Umsetzung gestartet worden zu 
sein. Einige der verbleibenden elf Teilvorhaben hätten gemäss dem 
Umsetzungsbericht noch bis Ende 2015 abgeschlossen werden sollen,5 
die anderen wurden nunmehr als «nicht mehr aktuell» eingestuft und 
«zurückgestellt». Bei jenen Teilvorhaben, für die überhaupt noch eine 
Umsetzung in Aussicht genommen wurde, nahm der Bericht die Ziel­
setzungen teilweise ganz massiv zurück. Die folgenden drei Beispiele 
können diese Feststellungen illustrieren: 
– IT­Beschaffungen: Die Informatikstrategie 2008 enthielt das Ziel, 

dass «der Prozess für wesentliche Informatik­Beschaffungen pro­
fessionalisiert und standardisiert [wird]». Der Umsetzungsplan 
2008 sah vor, dieses Ziel durch die Einrichtung eines KITT­Com­
petence­Centers und eines KITT­Service­Centers «Beschaffung» 
zu realisieren. Diese Zentren sollten die Rechts­ und Strategiekon­

5  Den Geschäftsberichten des Regierungsrates zu den Jahren 2015 (S. 200 
und 421) und 2016 (S. 35 des Teils I) ist zu entnehmen, dass die Arbeiten zur 
Umsetzung verbliebener Teilvorhaben auch in diesen Jahren fortdauerten und 
auch zum Abschluss einiger Vorhaben führten. 
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formität von Beschaffungen sicherstellen und durch ein koordi­
niertes Vertrags­ und Lizenzmanagement Synergien nutzen. Unter 
anderem sollten sie für die gesamte Kantonsverwaltung günstige 
Rahmenverträge für Hard­ und Software­Standardprodukte aus­
handeln. Die Zentren hätten bis Ende 2010 eingerichtet sein sollen. 
Der Bericht vom 15. Juli 2014 zeigte, dass dieses Ziel bis dahin nicht 
erreicht war. Eine Umsetzung sollte nun bis 2015 folgen – unter 
«Umsetzung» verstand man nun aber nicht mehr die Einrichtung 
der Zentren, sondern nur noch die Erstellung einer Machbarkeits­
studie. Diese Studie sollte erst einmal die – 2008 eigentlich schon 
beantwortete – Grundsatzfrage klären, ob überhaupt Bedarf für 
ein Service­Center «Beschaffung» bestehe. Gestützt auf die Studie 
entschied das KITT im Jahr 2015, es bestehe kein ausreichender 
Bedarf für ein solches Service­Center (mehr). Stattdessen solle 
das KITT als sogenannter «Lead Buyer» für IT­Beschaffungen be­
zeichnet werden. Welche Rolle und Kompetenzen die Lead Buyer 
im kantonalen Beschaffungswesen konkret haben, ist nicht klar und 
muss für jede Materialgruppe einzeln festgelegt werden (siehe auch 
RRB Nr. 243/2017). Bis heute sind die nötigen Schritte zur Etab­
lierung des KITT als Lead Buyer (Erstellung eines Lead­Buyer­
Konzepts, Einholen eines Regierungsratsbeschlusses) und zur ent­
sprechenden Festlegung der Beschaffungsprozesse im IT­Bereich 
nach dem Kenntnisstand der Geschäftsprüfungskommission nicht 
erfolgt.6 
Nach den Informationen der Subkommission rückte das KITT des­
halb vom ursprünglichen Ziel ab, weil eine koordinierte Beschaf­
fung von Produkten offensichtlich eine direktionsübergreifende 
Einigung auf gemeinsame Produkte voraussetzen würde. Offenbar 
konnten sich die Direktionsvertreter im KITT aber nicht darauf ei­
nigen, welche IT­Produkte verwaltungsweit zu beschaffen und zu 
nutzen wären. 

– Anzahl Betriebsstandorte (Rechenzentren): Die Informatikstra­
tegie 2008 sah vor, die Anzahl IT­Betriebsstandorte «mittelfristig 
auf maximal 3 Standorte» (mit zusätzlichen Backup­Standorten) zu 
reduzieren. Die Server und Applikationsrechner aller Ämter und 
Bereiche der Direktionen sollten zentralisiert werden, um die Si­
cherheit besser zu gewährleisten, dank Skaleneffekten die Kosten 
zu senken und den Betrieb zu professionalisieren. Die Zentrali­
sierung sollte zudem eine weitere Harmonisierung der kantonalen 
Informatik­Landschaft begünstigen. Der Umsetzungsplan 2008 sah 

6  Siehe für nähere Angaben auch den BDO­Bericht, «Stream C: 
 IT­Grundversorgung», S. 15–27.
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vor, diese Vorgabe bis Ende 2010 umzusetzen (mit einer anschlies­
senden Migrationsphase von mindestens fünf Jahren). 
Der Bericht vom 15. Juli 2014 zeigte, dass dieses Ziel bis dahin 
nicht erreicht war. Es lagen bis 2014 nicht einmal Informationen 
über die Zahl der bestehenden Rechenzentren und Serverräume in 
der Kantonsverwaltung vor. Auch hier wurde das Ziel nun neu for­
muliert: Bis Ende 2015 sollte nun eine Machbarkeitsstudie erstellt 
werden, die überhaupt «Auskunft über die genaue Zahl und andere 
notwendige Informationen zu den Betriebsstandorten innerhalb 
der Direktionen und der Staatskanzlei geben» und auf Basis einer 
Kosten­ Nutzen­Analyse verschiedene Zentralisierungsvarianten 
aufzeigen sollte. Nach Vorliegen der Machbarkeitsstudie sollte dann 
über «allfällige weitere Umsetzungsschritte» entschieden werden. 
Auf Basis der Studie kam das KITT 2015/16 zum Schluss, dass 
der Kanton über 30 Rechenzentren­ und Serverstandorte betreibt, 
aber kein bestehender Betriebsstandort den Anforderungen an 
ein künftiges Rechenzentrum genügen würde. Es müssten deshalb 
neue Räume evaluiert werden. Dies wurde nach dem Kenntnisstand 
der Geschäftsprüfungskommission bisher nicht gemacht. Ein Pro­
jekt der Direktion der Justiz und des Innern, das allenfalls bis 2020 
ein von mehreren Direktionen nutzbares Rechenzentrum bringen 
könnte, ist derzeit sistiert. Es wird eventuell wieder aufgenommen, 
wenn die künftige Informatikstrategie des Kantons definiert ist.7

Nach den Erkenntnissen der Subkommission wurde dieses Teilvor­
haben deshalb nicht vorangetrieben, weil die Direktionen – und das 
aus ihren Vertretern bestehende KITT – je einzeln für sich zu we­
nig kurzfristigen Nutzen in einer Zentralisierung sahen.8 Teilweise 
wurden auch unterschiedliche Ansprüche der Verwaltungseinhei­
ten an ein Rechenzentrum geltend gemacht. Nach Auffassung der 
Subkommission zeigt aber etwa das Beispiel der Stadt Zürich, dass 
einheitliche Rechenzentren durchaus unterschiedlichen Bedürfnis­
sen in einer grossen Verwaltung gerecht werden können.

– Dokumentenmanagementsystem: Der Umsetzungsplan zur Infor­
matikstrategie 2008 sah vor, den Direktionen und der Staatskanzlei 
bis Ende 2013 zentral zwei Lösungen für ein Dokumentenmanage­
mentsystem (DMS) zur Verfügung zu stellen. Weil 2008 mehrere 
Ämter parallel eigene DMS­Lösungen evaluierten, wollte gemäss 
Umsetzungsplan «das KITT der Gefahr der Verzettelung mit einer 
einheitlichen Lösung entgegenwirken». 

7  Siehe auch den BDO­Bericht «Stream A: IT­Strategie, ­Steuerung und 
­Organisation», S. 36–37, und «Stream C: IT­Grundversorgung», S. 29–41. 

8  In eine ähnliche Richtung deutet auch der BDO­Bericht, «Stream C: 
IT­Grundversorgung», S. 36. 
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Im Umsetzungsbericht 2014 sah das KITT jedoch «keinen Bedarf 
für eine zentrale Lösung» mehr, das Vorhaben wurde aufgrund 
«veränderter Anforderungen als obsolet eingestuft» und aufgege­
ben. In welcher Hinsicht sich die Anforderungen verändert hatten, 
wird im Bericht nicht konkretisiert. Auf jeden Fall seien die Staats­
kanzlei und die Baudirektion an der Entwicklung je eigener Ge­
schäftsverwaltungssysteme, die «bei Bedarf in Zukunft auch an an­
deren Stellen der kantonalen Verwaltung genutzt werden könnten». 
Dass die Direktionen sich seither in grösserem Umfang von sich 
aus koordinieren würden, kann die Geschäftsprüfungskommission 
nicht erkennen. Vielmehr scheinen mehrere Projekte für die Ge­
schäftsverwaltung ohne systematische Abstimmung nebeneinander 
zu laufen (vgl. etwa RRB Nr. 723/2015 und RRB Nr. 1116/2016). Zu 
einem ähnlichen Schluss kommt auch der BDO­Bericht («Stream 
B: Querschnitts­ und Fachanwendungen», S. 49–55). 
Auch in diesem Bereich hatte das KITT offenbar weder die Kraft 
noch den Willen, um gegenüber den Direktionen, die eigene Pro­
jekte führten, gemeinsame Lösungen durchzusetzen – obwohl 2008 
genau dies explizit als Ziel gesetzt wurde. 
Die Umsetzung der Informatikstrategie 2008 ist also nicht nur in 

Einzelpunkten, sondern über weite Strecken gescheitert. Gescheitert 
sind gerade solche Vorhaben, die eine verbindliche direktionsübergrei­
fende Zusammenarbeit oder Zentralisierung hätten bringen sollen. 
Doch auch die Umsetzung auf Direktionsebene kann nur teilweise als 
gelungen bezeichnet werden. Beispielsweise gab die kantonale Infor­
matikstrategie vor, dass jede Direktion für ihre internen Belange eine 
eigene IT­Strategie definieren muss. Bis die letzte Direktionsstrategie 
vorlag, dauerte es über vier Jahre, und die inhaltliche Qualität der Di­
rektionsstrategien ist sehr unterschiedlich.

Die Geschäftsprüfungskommission kann und will nicht im Einzel­
nen beurteilen, welche Teilprojekte der kantonalen Strategie für den 
Kanton letztlich wie vorteilhaft gewesen wären. Sie schliesst nicht aus, 
dass die Neubeurteilung mancher Ziele auch sachgerecht war. Das 
Ausmass, vor allem aber die Art und Weise, wie dies bei der Infor­
matikstrategie 2008 geschehen ist, zeugen insgesamt aber weniger von 
einer umsichtigen Neubeurteilung als vielmehr von mangelnder Durch­
setzungskraft und/oder mangelndem Willen der Verantwortlichen, die 
vom Regierungsrat beschlossenen Ziele umzusetzen. Dies wird in Teil 
4 dieses Berichts näher analysiert. Zuerst ist hier aber noch auf die un­
genügende Berichterstattung des Regierungsrates über die Strategie­
umsetzung einzugehen.
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3.3 Zweifelhafte Berichterstattung im Geschäftsbericht 

Der Regierungsrat hat mit dem Geschäftsbericht jährlich Rechen­
schaft über seine Tätigkeit und die wichtigsten Entwicklungen im 
Kanton abzulegen (Art. 71 der Kantonsverfassung, § 27 des Gesetzes 
über Controlling und Rechnungslegung). Nach Auffassung der Ge­
schäftsprüfungskommission hat die Berichterstattung den Zweck, der 
Öffentlichkeit und dem Kantonsrat ein realistisches Bild über Zustand 
und Tätigkeit der Exekutive zu vermitteln und die politischen Verant­
wortlichkeiten dafür sichtbar zu machen. Dem Kantonsrat als Oberauf­
sichtsorgan soll der Geschäftsbericht insbesondere auch als Instrument 
zur nachträglichen Kontrolle und Beurteilung der Tätigkeit von Regie­
rungsrat und Verwaltung dienen und es ihm ermöglichen, Ansatzpunk­
te für einen verstärkten Aufsichtsbedarf zu erkennen. 

Diesen Anforderungen ist der Regierungsrat im Zusammenhang 
mit der Informatikstrategie in keiner Weise gerecht geworden. So geht 
aus keinem der Geschäftsberichte des Regierungsrates der Jahre 2009 
bis 2016 hervor, dass die Umsetzung der Informatikstrategie 2008 über 
sehr weite Strecken gescheitert ist. In den Jahren 2009 bis 2013 wird 
zwar eine Verzögerung ausgewiesen, doch über die Rücknahme zahl­
reicher Ziele des ursprünglichen Umsetzungsplans wird bis und mit 
2016 nie berichtet. Dies war namentlich auch im Berichtsjahr 2014 nicht 
der Fall, als der Umsetzungsbericht vom KITT beschlossen und der 
damaligen Finanzdirektorin sowie der Generalsekretärenkonferenz 
vorgelegt wurde. Jenes Papier nahm wie oben dargelegt eine sehr starke 
Redimensionierung (und eine Neupriorisierung) zentraler ursprüngli­
cher Strategieziele vor. Ausgerechnet im Geschäftsbericht für das Jahr 
2014 (S. 23, 191) vermittelte der Regierungsrat aber vielmehr den Ein­
druck, man mache bei der Strategieumsetzung grosse Fortschritte und 
werde sie bald vollständig abschliessen können. 

Die Geschäftsprüfungskommission erachtet es als problematisch, 
wenn der Regierungsrat in seinem Geschäftsbericht derart erhebliche 
Entwicklungen in bedeutenden Projekten unerwähnt lässt oder, wie in 
diesem Fall, sogar eine gegenteilige Sachlage suggeriert. Eine solche 
Praxis dient weder einem konstruktiven Zusammenwirken der Gewal­
ten noch den Interessen des Kantons. Dies gilt selbstverständlich nicht 
nur für den Bereich des IT­Managements. 
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4. Identifizierte Problemfelder 

Die Geschäftsprüfungskommission ortet insbesondere bei den poli­
tisch­kulturellen und organisatorischen Voraussetzungen für ein koor­
diniertes IT­Management verschiedene bedeutende Problemfelder und 
Mängel. Diese Erkenntnisse basieren nicht nur auf den geschilderten 
Feststellungen zur Umsetzung der Informatikstrategie 2008, sondern 
auch auf weiteren Informationen aus den im Anhang aufgelisteten Ge­
sprächen und Dokumenten sowie vereinzelt auf Abklärungen, welche 
die Geschäftsprüfungskommission bereits in früheren Legislaturen 
tätigte. Ein grosser Teil dieser Problemfelder kommt übrigens – wenn 
auch teilweise mit anderer Gewichtung – auch im Bericht der vom Re­
gierungsrat beauftragten externen Prüffirma BDO zur Sprache.9 Dass 
zwei unabhängig voneinander durchgeführte Analysen zu derart ähnli­
chen Erkenntnissen kommen, untermauert deren Verlässlichkeit. 

4.1 Keine ausreichende Führung durch den Regierungsrat 

Der Regierungsrat hat seine politische Führungsverantwortung im 
IT­Bereich in der Vergangenheit ungenügend wahrgenommen. Dabei 
wäre gerade bei Querschnittthemen wie dem IT­Management eine kla­
re politische Führung durch den Gesamtregierungsrat besonders nö­
tig. An der Umsetzung der von ihm selbst beschlossenen IT­Strategie, 
seines zentralen Steuerungsinstruments für diesen Bereich, hat er kein 
grosses Interesse erkennen lassen. Dies ist umso schwerer nachvollzieh­
bar, als die Finanzkontrolle und die Geschäftsprüfungskommission 
spätestens ab März 201310 kommunizierten, dass für eine koordinierte 
Verwaltungstätigkeit und eine erfolgreiche Umsetzung der kantonalen 
Informatikstrategie eine Reform der Organisationsstrukturen nötig sei. 
Soweit erkennbar, hat der Regierungsrat aber erst im September 2015, 
also mindestens zweieinhalb Jahre nach diesen Hinweisen, erste Schrit­
te für eine Überprüfung des Organisationsmodells eingeleitet. 

9  Mit Fragen der politischen Führungsverantwortung setzt sich der BDO­
Bericht allerdings kaum auseinander. – Umgekehrt geht der Bericht der BDO 
AG in anderen Aspekten weiter in die Tiefe und in die Breite und setzt sich 
mit zahlreichen zusätzlichen – auch operativen – Fragen auseinander, welche 
die Subkommission bewusst nicht in den Fokus genommen hat. 

10  Die Hinweise der Geschäftsprüfungskommission sind in KR­Nr. 81/2013 
vom 25. März 2013 dokumentiert, jene der Finanzkontrolle im Bericht 
 «Erkenntnisse zur IT­Situation des Kantons Zürich. Würdigung anhand  der 
Resultate aus den IT­Kurzchecks unter Berücksichtigung der KITT­Aktivi­
täten» vom August 2013. 
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Gemäss den Abklärungen der Subkommission mangelte es dem 
Regierungsrat bisher aus mindestens drei Gründen am nötigen politi­
schen Willen zur Führung im IT­Bereich: 

Erstens hat teilweise das Bewusstsein gefehlt, dass eine wirksame 
Zusammenarbeit im IT­Bereich primär eine Frage von Strategie und 
Organisation ist, die für den Kanton wichtig ist und ein klares Bekennt­
nis der politischen Führungsverantwortlichen erfordert. Der Regie­
rungsrat scheint Fragen des IT­Managements zu sehr als rein technisch­
operative Fragestellungen wahrgenommen zu haben. 

Zweitens hat teilweise – sei es bewusst oder unbewusst – wohl die 
Perspektive als Direktionsvorstehende gegenüber jener als Regierungs­
mitglied überwogen (anders als es § 11 OG RR verlangt). Gerade in 
Fragen der Kooperation und Koordination können die Partikularin­
teressen einzelner Direktionen aber einer für den Gesamtkanton opti­
malen Lösung entgegenstehen. Selbst wenn es sich dabei um eine Min­
derheit der Direktionen handelt, kann eine intensive Opposition dazu 
führen, dass die übrigen nachgeben. 

Drittens herrschte offenbar lange die Haltung vor, dass kein Hand­
lungsbedarf bestehe, solange die IT im operativen Tagesgeschäft pas­
sabel funktioniere. Es mangelte auf der Ebene des Gesamtregierungs­
rates insofern an strategischem Bewusstsein und vorausschauender 
Führung. 

Es gibt zwar Anzeichen, dass der Regierungsrat seiner Führungs­
verantwortung zuletzt – aufgrund des Drucks durch die vertiefte Un­
tersuchung der Geschäftsprüfungskommission, aber auch aufgrund der 
personellen Erneuerung im Gesamtregierungsrat und an der Spitze 
der Finanzdirektion nach den Wahlen 2015 – besser gerecht geworden 
ist. So hat er in seinen Richtlinien zur Regierungspolitik 2015–2019 
zunächst seine Zielsetzung einer stärkeren Standardisierung in der 
kantonalen Informatik erneuert: Gemäss dem Ziel 10.1.d strebt er die 
«Erarbeitung einer Informatikstrategie 2015–2018 mit der Stossrich­
tung Standardisierung, Professionalisierung und Automatisierung der 
direktionsübergreifenden IT­Services sowie der Stossrichtung Voraus­
setzung schaffen für die komplette Digitalisierung in den Direktionen» 
an.11 Sodann hat der Regierungsrat 2015 eine externe Überprüfung 
der kantonalen Informatik eingeleitet, die er mit drei Regierungsmit­
gliedern im Projektausschuss begleitete (RRB Nr. 883/2015), und nach 
Vorliegen der externen Prüfergebnisse hat er den Handlungsbedarf 
anerkannt und rasch ein Reformprojekt initiiert (RRB Nr. 68/2017). 

11  Dass die neue Informatikstrategie bestenfalls 2018, also im letzten Jahr 
ihrer ursprünglich vorgesehenen Geltungsdauer, formuliert sein wird, sei hier 
nur am Rande vermerkt. Die Gründe liegen einerseits in der durchgeführten 
grundsätzlichen Überprüfung der kantonalen Informatik und anderseits in 
erneuten Verzögerungen bei der Umsetzung der Vorgängerstrategie. 
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Allerdings stehen die materiellen Entscheide über die künftige 
Struktur und Strategie für das kantonale IT­Management noch aus. 
Erst diese Entscheide und deren Umsetzung werden zeigen, ob der Re­
gierungsrat nunmehr effektiv gewillt ist, seine Führungsrolle im erfor­
derlichen Mass wahrzunehmen. 

4.2 Mangelhafte Verknüpfung von politischer und strategischer 
 Führungsebene 

Dem Regierungsrat fehlte bis mindestens 2014 ein Überblick über 
den Umsetzungsstand der 2008 von ihm erlassenen und eigentlich bis 
2013 umzusetzenden Strategie. Er verpasste es aber, beim KITT die 
entsprechenden Informationen einzufordern – obwohl eigentlich ein 
periodisches Reporting vorgesehen war.12 Zu diesem ungenügenden bis 
inexistenten Informationsfluss dürfte massgeblich beigetragen haben, 
dass zwischen Regierungsrat und KITT organisatorisch­personell eine 
grosse Distanz bzw. Trennung besteht. 

Die politische Führungsrolle für die direktionsübergreifende Infor­
matik liegt beim Regierungsrat. Die strategische Leitung überträgt das 
bisherige Organisationsmodell dem KITT. Personell sind diese Gremi­
en völlig getrennt. Es gibt keine Person, die gleichzeitig im politischen 
und im strategischen Führungsorgan sässe und so für den wichtigen 
Austausch zwischen den beiden Ebenen sorgen könnte. Der Informa­
tionsfluss wird zusätzlich dadurch erschwert, dass zwischen KITT und 
Regierungsrat die Finanzdirektion und die Generalsekretärenkonfe­
renz geschaltet sind (§ 10 KITT­Verordnung). Dies ist nicht nur schwer­
fällig, sondern führte in der Vergangenheit offenbar sogar schon dazu, 
dass Informationen des KITT nicht zum Regierungsrat gelangten, weil 
sich die (damaligen) Verantwortlichen des KITT und der Finanzdi­
rektion nicht darüber einigen konnten. Hinzu kommt, dass nicht alle 
KITT­Mitglieder innerhalb ihrer Direktionen eine Position innehaben, 
die ihnen formell oder informell näheren bilateralen Kontakt zu den 
Direktionsvorstehenden verschaffen würde. 

12  Der BDO­Bericht kommt zum Schluss, dass etwa auch in den beiden 
Bereichen IT­Projektportfoliomanagement sowie Erstellung eines Informa­
tikkennzahlenkonzepts das eigentlich vorgesehene Reporting des KITT an 
den Regierungsrat fehle; und dass umgekehrt seitens des Regierungsrates 
auch nicht nach den entsprechenden Informationen gefragt werde (S. 88 des 
«Stream B: Querschnitts­ und Fachanwendungen»; S. 74 des «Stream C: 
IT­Grundversorgung»). Die Subkommission hat diese beiden Bereiche nicht 
näher untersucht und kann diese Aussagen der BDO insofern nicht im Einzel­
nen beurteilen. 
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4.3 Vorherrschen direktionaler Interessen sogar in den überdirektio-
nalen Gremien 

Die einzelnen Direktionen und IT­Abteilungen haben naturge­
mäss nicht immer die gleichen Perspektiven und Interessen, wie sie ein 
übergeordneter Akteur im Interesse des Gesamtkantons hätte. Dies ist 
nachvollziehbar und an sich nicht problematisch. Problematisch ist je­
doch, dass die bestehende Organisationsstruktur keine starken Akteu­
re schafft, die das IT­Management primär aus einer gesamtkantonalen 
Perspektive betrachten, die gesamtkantonalen Interessen vertreten und 
auf einen ausgewogenen Interessenausgleich hinwirken könnten. Nach 
den Erkenntnissen der Subkommission ist die Umsetzung verschiede­
ner Teilvorhaben der kantonalen IT­Strategie 2008, etwa derjenigen 
für ein Service­Zentrum IT­Beschaffungen oder für ein einheitliches 
Dokumentenmanagementsystem, zu einem guten Teil an dieser Kons­
tellation gescheitert. 

Die – stimmberechtigten – KITT­Mitglieder fungieren in ihrer 
Hauptaufgabe alle als leitende Informatikmitarbeiter einer einzelnen 
Direktion bzw. der Staatskanzlei. Die Tätigkeit im KITT bzw. die di­
rektionsübergreifenden Aufgaben stehen für sie an zweiter Stelle. Ihre 
Hauptaufgabe, an der sie gemessen werden, ist die Erfüllung der Be­
dürfnisse aus ihrer eigenen Direktion. Die bestehende Struktur bietet 
ihnen keine Anreize und nur wenig Ressourcen für das Initiieren und 
Umsetzen von Vorhaben von übergeordnetem Interesse. Selbst mit gu­
tem Willen lässt es sich daher kaum vermeiden, dass die Perspektiven 
der einzelnen Direktionen dominieren. 

Im Übrigen ist es nach der Wahrnehmung der Subkommission auch 
nicht etwa so, dass die Etablierung des KITT als Austauschgremium 
eine Kooperationsdynamik in Gang gebracht und die überdirektionale 
Sichtweise bei den Verantwortlichen zunehmend an Bedeutung gewon­
nen hätte. Vielmehr hat sie den Eindruck, dass die Kultur des direktio­
nalen oder sogar amtsweisen Denkens unvermindert fortbesteht. 

Manche Gesprächspartner der Subkommission haben diese Prob­
lematik unter anderem darauf zurückgeführt, dass viele KITT­Mitglie­
der in ihrer jeweiligen Direktion auch eine Fülle an operativen Aufga­
ben zu erledigen haben. Dies stehe einem strategischen Blick und auch 
dem Blick auf die mittel­ und langfristigen Chancen einer verstärkten 
Kooperation manchmal im Weg. 

Jene Stelle, die von den strukturellen Voraussetzungen her am 
ehesten eine gesamtkantonale Perspektive auf den IT­Bereich ein­
nehmen kann, ist die KITT­Geschäftsstelle. Ihre Befugnisse sind aber 
sehr beschränkt. Dies kommt etwa darin zum Ausdruck, dass ihr Lei­
ter kein Stimmrecht an den KITT­Sitzungen hat und dass die KITT­
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Geschäftsstelle ebenso wenig über ein Weisungsrecht gegenüber den 
Direktionen und Ämtern verfügt wie die KITT­Mitglieder. Auch die 
Grössenverhältnisse bei den personellen und finanziellen Ressourcen13 
verhindern, dass die KITT­Geschäftsstelle gegenüber den dezentralen 
Informatikabteilungen eine Führungsrolle spielen könnte. 

Der Regierungsrat hat die Aufgabe, gesamtkantonale mit direktio­
nalen Interessen zu vereinbaren, im Zweifelsfall aber die ersteren höher 
zu gewichten (§§ 2 und 11 OG RR). Wie bereits in Teil 4.1 dargelegt, 
gelingt dies in der Praxis aber nicht immer – zweifellos aus vielfältigen 
und durchaus auch strukturellen Gründen. 

Kurz: Es mangelt in der bisherigen Organisationsstruktur des In­
formatikbereichs an Akteuren, die eine direktionsübergreifende, ge­
samtkantonale Perspektive einnehmen und diese wirksam vertreten 
könnten. Stattdessen begünstigen die Organisationsstruktur und die 
historisch gewachsene «Unternehmenskultur» in der Kantonsverwal­
tung die Dominanz von Interessen der einzelnen Direktionen. Diese 
stehen einer direktionsübergreifenden Vereinheitlichung im Kantons­
interesse und einer verstärkten Kooperation oft entgegen.

4.4 Kein direktionsübergreifendes Organ mit ausreichenden 
 Kompetenzen 

Zwar besteht mit dem KITT ein Organ, dem auf dem Papier die 
Aufgaben der strategischen Führung und Steuerung in direktionsüber­
greifenden IT­Belangen und die Leitung über die Umsetzung der kan­
tonalen IT­Strategie übertragen sind. Es fehlen ihm jedoch die nötigen 
Kompetenzen und Instrumente, um diese Aufgaben effektiv zu erfül­
len und für die Umsetzung direktionsübergreifender Entscheide zu sor­
gen. Die Steuerungsinstrumente des KITT (siehe Teil 2.2) beinhalten 
kein Weisungs- oder Vetorecht gegenüber den Direktionen und Äm­
tern im konkreten Anwendungsfall; die Durchsetzung obliegt den je­
weiligen Linienvorgesetzten. Die Geschäftsprüfungskommission emp­
fiehlt schon seit Längerem die Übertragung eines Weisungsrechts in 
IT­Fragen an ein übergeordnetes Organ (siehe etwa KR­Nr. 86/2015), 
bisher aber vergeblich. Ein Weisungsrecht fehlt nicht nur dem KITT 
als Organ, sondern weitgehend auch den einzelnen KITT­Mitgliedern. 
Diese können und sollen in ihren Direktionen zwar auf die Umsetzung 
der direktionsübergreifenden IT­Vorgaben «hinwirken» (§ 5 KITT­
Verordnung), sind für die Durchsetzung aber auf die Kooperation der 
Linienverantwortlichen angewiesen. 

13  Siehe dazu die Angaben in Fussnote 4. 
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Zudem haben weder das KITT noch die KITT­Geschäftsstelle 
Überwachungskompetenzen gegenüber den Direktionen. Die direkti­
onsübergreifenden Instanzen können somit nur auf Basis der Informa­
tionen, die ihnen die Direktionen liefern, beurteilen, ob die Vorgaben 
umgesetzt werden. 

Dies – und das Fehlen genügender direktionsübergreifender Cont­
rolling­ und Portfolio­Grundlagen (siehe Teil 4.5) – führt dazu, dass es 
in der Kantonsverwaltung kein Organ gibt, das eine wirksame Führung 
und Steuerung der direktionsübergreifenden IT vornehmen und Vorga­
ben verbindlich durchsetzen könnte.14

4.5 Ungenügendes direktionsübergreifendes IT-Controlling und 
 Portfoliomanagement 

Eine zielgerichtete strategische IT­Steuerung setzt voraus, dass ein 
leistungsfähiges und verlässliches IT­Controlling besteht. Die Erken­
nung von Synergiepotenzial und Standardisierungsbedarf wiederum 
bedingt einen Überblick über bestehende sowie geplante Anwendun­
gen und Projekte. Die Informatikstrategie 2008 sieht denn auch die 
Einrichtung eines direktionsübergreifenden strategischen IT­Control­
lings und die Führung eines strategischen Projektportfolios vor, um 
eine Steuerung durch KITT und Regierungsrat zu ermöglichen. Die 
Direktionen sollen der KITT­Geschäftsstelle die nötigen Informatio­
nen melden. 

Nach den Erkenntnissen der Subkommission ist jedoch bis heute 
auf direktionsübergreifender Ebene – und teilweise vermutlich sogar 
auf Direktionsebene – weder ein funktionsfähiges IT­Controlling noch 
ein zuverlässiges Projektportfoliomanagement etabliert. Gemäss die­
sen Erkenntnissen haben KITT und KITT­Geschäftsstelle bestenfalls 
einen lückenhaften Überblick über die kantonale IT­Landschaft. Die 
Nutzung von Synergien und die Identifizierung von Koordinations­
bedarf sind in der heutigen Situation nur gewährleistet, wenn die Di­
rektionen und Ämter selbst die direktionsübergreifende Relevanz von 
Informationen erkennen und diese dann über die zuständige Direkti­
onsvertretung einbringen. Es ist heute gut möglich, dass verschiedene 
Direktionen parallel ähnliche Lösungen entwickeln, ohne voneinander 
zu erfahren und ohne dass irgendjemand ihre direktionsübergreifende 
Relevanz erkennen kann.

14  Genau genommen würde natürlich der Regierungsrat über die nötigen 
Kompetenzen verfügen, seine Befassung mit einzelnen Führungsfragen wäre 
jedoch weder stufengerecht noch praktikabel. 
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Die BDO AG hat zu den Bereichen des IT­Controllings und des 
Portfoliomanagements systematischere Abklärungen vorgenommen. 
Diese lassen den Schluss zu, dass die Subkommission die diesbezügli­
che Situation keinesfalls zu negativ eingeschätzt hat, eher im Gegenteil. 
So hält der BDO­Bericht unter anderem folgende Kernaussagen fest:15 

«In der Verwaltung des Kantons Zürich existieren weder verläss-
liche Informatik-Kennzahlen noch ein standardisiertes Kennzahlen-
Cockpit für ein direktionsübergreifendes Informatikcontrolling, wel-
ches der Steuerung der Informatik (IKT) des Kantons dienen könnte 
und würde.» 

«Es gibt keine Stelle in der Informatikorganisation der kantonalen 
Verwaltung, die direktionsübergreifend Zugriff auf relevante Daten zu 
Informatikkosten, Informatikaufwand oder Informatikpersonal hat.» 

«Die Informatikkennzahlen pro Amtsstelle geben maximal einen 
rudimentären Überblick über die Informatikkosten, die Beschäftigten 
mit Informatikaufgaben und die Anzahl PC-Arbeitsplätze in der kan-
tonalen Verwaltung. Die Angaben und Zahlen sind unvollständig, evtl. 
nicht korrekt, werden nicht überprüft und vermitteln ein falsches Bild 
der Informatikkosten.» 

«Die gesammelten Projektinformationen sind für eine Steuerung 
und Führung eines Projektportfolios ungenügend. Die Lieferung der 
Daten aus den Direktionen erfolgt zudem nicht immer zeitgerecht und 
vollständig.» 

«Eine kantonsweite Koordination und Steuerung von IT-Projekten 
der kantonalen Verwaltung ist [in Folge des ungenügenden bzw. de fac-
to inexistenten strategischen Projektportfoliomanagements] praktisch 
unmöglich. Damit werden die IT-Projekte zu wenig aufeinander ab-
gestimmt, was zu ungenutzten Synergien und Mehraufwänden führen 
kann.»

15  Die Aussagen sind in den folgenden Abschnitten des BDO­Berichts 
enthalten, denen auch der weitere Kontext entnommen werden kann: S. 83–89 
des «Stream B: Querschnitts­ und Fachanwendungen» sowie S. 67–79 des 
«Stream C: IT­Grundversorgung».

Die Subkommission hat sich mit diesen beiden Bereichen nicht so einge­
hend befasst, dass sie die Gültigkeit der BDO­Aussagen im Einzelnen beurtei­
len könnte. Immerhin ist festzustellen, dass KITT und KITT­Geschäftsstelle 
gegenüber der BDO von den hier wiedergegebenen Aussagen die Aussage in­
frage gestellt haben, dass «ein falsches Bild der Informatikkosten vermittelt» 
werde, zu den übrigen Punkten hingegen keine Bemerkungen anzubringen 
hatten (Quelle: Dokument zum BDO­Bericht «Behandlung des Feedback von 
KITT und KITT­GS zum Bericht vom 31. Oktober 2016»).
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4.6 Fazit der Geschäftsprüfungskommission 

Die Feststellungen und Einschätzungen der Geschäftsprüfungs­
kommission in den Teilen 3 und 4 dieses Berichts beruhen teilweise auf 
einer Vergangenheitsbetrachtung. Manche der erwähnten Vorkomm­
nisse fallen nicht in die Amts­ beziehungsweise Anstellungszeiten der 
heutigen Verantwortlichen, und ein Teil der heute noch bestehenden 
Defizite sind als Altlasten zu betrachten. Unabhängig davon zeigt die 
Analyse, dass ein guter Teil der erkannten Problematiken strukturell­
systemisch verursacht oder zumindest begünstigt wird. 

Die Geschäftsprüfungskommission und die Subkommission haben 
sich, den Untersuchungsfragen (Teil 1.2) entsprechend, vorwiegend auf 
die Identifikation von Schwachstellen konzentriert. Selbstverständ­
lich besteht das IT­Management der kantonalen Verwaltung nicht nur 
aus solchen. Laut den Ausführungen der angehörten Gesprächspart­
ner funktionieren die IT­Infrastruktur und ­Dienste der kantonalen 
Verwaltung im operativen Alltag gut. Positiv zu werten ist auch, dass 
immerhin eine kantonale IT­Strategie mit klaren Zielformulierungen 
(aus dem Jahr 2008) vorhanden ist. An diese lässt sich grundsätzlich 
anknüpfen und an ihr lassen sich die bestehenden Defizite festmachen. 
Die Liste positiver Punkte liesse sich zweifellos erweitern. 

Dennoch besteht nach Auffassung der Geschäftsprüfungskommis­
sion unzweifelhaft ganz erheblicher Handlungsbedarf, der nun endlich 
rasch und entschlossen anzugehen ist. Die wesentlichsten Probleme im 
kantonalen IT­Management sieht die Geschäftsprüfungskommission 
beim Führungsdefizit auf Ebene des Regierungsrates und bei dessen 
mangelndem Bewusstsein für die strategische Bedeutung der IT­Füh­
rung; bei der historisch gewachsenen Kultur eines direktionalen statt 
gesamtkantonalen Denkens; sowie beim Organisationsmodell, das den 
direktionsübergreifenden Organen und Interessen eine ungenügende 
Stellung gibt und in dem insbesondere Weisungs­ und Überwachungs­
kompetenzen gegenüber den dezentralen Einheiten fehlen. 

Die wiederholten Hinweise und Empfehlungen der Geschäftsprü­
fungskommission (siehe etwa KR­Nrn. 81/2013, 86/2015) haben den 
Regierungsrat leider lange zu keinen erkennbaren Reaktionen be­
wogen. Nun ist Zeit zu handeln, denn die strukturell bedingten Pro­
bleme verschwinden nicht von selbst. Es besteht das Risiko, dass die 
Führungs­ und Koordinationsdefizite früher oder später auch operativ 
greifbar werden. Zudem ist es kostspielig, unerkannte Synergiepoten­
ziale brachliegen zu lassen. 

Insofern begrüsst die Geschäftsprüfungskommission, dass der 
Regierungsrat kurz nach seiner Kenntnisnahme des BDO­Berichts 
Reform arbeiten eingeleitet hat. Sie ist überzeugt, dass sie mit ihren 
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Empfehlungen im folgenden Abschnitt Handlungsansätze aufzeigt, 
mit denen die identifizierten Schwachstellen behoben werden können. 
Sie hat die klare Erwartung, dass der Regierungsrat diese bei seinen 
anstehenden Arbeiten sorgfältig prüft. 

5. Empfehlungen und Ausblick 

5.1 Vorbemerkung 

Die Geschäftsprüfungskommission erinnert daran, dass der Kan­
tonsrat gemäss Art. 57 der Kantonsverfassung und unter Beachtung 
der Gewaltenteilung die Kontrolle über Regierung und Verwaltung 
ausübt. Parlamentarische Kontrolle bedeutet nicht durchgreifende 
Aufsicht und unterscheidet sich damit deutlich von den anderen Arten 
des Aufsichtsrechts, namentlich von der sogenannten Dienstaufsicht 
der höheren Verwaltungsinstanzen über unterstellte Ämter und Mit­
arbeitende. Im Rahmen der parlamentarischen Kontrolle können der 
Kantonsrat und seine Kommissionen den Behörden und Amtsstellen 
keine Weisungen erteilen. Ihre Feststellungen und Schlussfolgerungen 
können demnach nur in der Form der Empfehlung zuhanden des Re­
gierungsrates verabschiedet werden. 

5.2 Empfehlungen der Geschäftsprüfungskommission 

Gestützt auf die getroffenen Abklärungen und die vorstehenden 
Ausführungen empfiehlt die Geschäftsprüfungskommission dem 
Regierungsrat,16 
1. dass der Gesamtregierungsrat und seine Mitglieder künftig eine star-

ke Führungsrolle im IT­Management der Kantonsverwaltung über­
nehmen und dabei gesamtkantonalen Interessen Vorrang einräu­
men. Nur wenn das oberste Führungsorgan einen klaren politischen 
Willen für eine verstärkte überdirektionale Kooperation vermit­
telt und den auch in RRB Nr. 68/2017 anerkannten, bedeutenden 
Handlungsbedarf nicht aus den Augen verliert, ist ein Kulturwandel 
auf allen Ebenen der Verwaltung möglich (zu 4.1, 4.3). 

2. ein strategisches Organ zur Führung, Planung und Steuerung im In­
formatikbereich einzusetzen, in dem neben Führungspersonen aus 
der Verwaltung auch mehrere Regierungsratsmitglieder vertreten 

16  In Klammern wird jeweils angegeben, auf welche Teile des vorliegenden 
Berichts die jeweilige Empfehlung Bezug nimmt. 
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sind. Dies macht die Führungsverantwortung des Regierungsrates 
und die strategische Bedeutung der kantonalen IT organisatorisch 
sichtbar, stärkt das Verständnis und den gegenseitigen Informati­
onsaustausch zwischen politischer und strategischer Ebene und er­
höht die Autorität des Strategieorgans in der Verwaltung (zu 4.1, 
4.2, 4.4).17 

3. die Verwaltungsvertreter in diesem strategischen Leitungsorgan so 
auszuwählen, dass mindestens die Hälfte von ihnen aufgrund ihres 
Hintergrunds und ihrer Position in der Verwaltung eine gesamt-
kantonale und strategische Perspektive auf die Informatiksteuerung 
einnehmen und vertreten kann. Bei der Zusammensetzung des Or­
gans ist mindestens so sehr auf strategische Kompetenzen zu achten 
wie auf IT­Fachkompetenzen (zu 4.2, 4.3). 

4. dieses strategische Leitungsorgan mit ausreichenden Kompeten-
zen und Ressourcen für die Durchsetzung und Überwachung sei­
ner Vorgaben an die Direktionen auszustatten. Insbesondere ein 
verbindliches Weisungsrecht einer zentralen Stelle gegenüber den 
dezentralen Einheiten ist unabdingbar, wenn eine verbesserte Ko­
ordination und Nutzung von Synergien erreicht werden soll (zu 4.4). 

5. rasch ein zentrales IT-Controlling einzusetzen und dieses mit den 
Kompetenzen und Ressourcen für eine wirksame Tätigkeit auszu­
statten. Dazu gehören die Erarbeitung eines griffigen Führungs­
cockpits mit steuerungsrelevanten Kennzahlen und ein regelmässi­
ges Reporting an den Regierungsrat (zu 4.1, 4.5). 

6. im anlaufenden Projekt «Neue kantonale IKT» sicherzustellen, dass 
Fragen der Führung, der Strategie und der Organisation gegenüber 
fachtechnischen IT­Fragen prioritär behandelt werden, und bei der 
Besetzung der Projektgremien auf ausreichende organisatorische 
und strategische Kompetenzen zu achten (zu 4.4). 

7. im Rahmen des Projekts «Neue kantonale IKT» dem Einbezug des 
betroffenen Personals und dem Change-Management grosse Be­
achtung zu schenken. 

8. bei der Erneuerung der kantonalen Informatikorganisation Erfah-
rungen anderer öffentlicher Verwaltungen bei der Informatikführung 
und ­steuerung einzubeziehen. Ein speziell lehrreicher Fall – wenn 
auch sicher nicht der einzige – ist nach Auffassung der Subkommis­

17  Die Geschäftsprüfungskommission begrüsst in diesem Zusammenhang 
ausdrücklich, dass die externe Überprüfung der kantonalen Informatik sowie 
das Projekt «Neue kantonale IKT» von einem Projektausschuss mit drei Mit­
gliedern des Regierungsrates begleitet wurden bzw. werden. Die Empfehlung 
der Geschäftsprüfungskommission bezweckt die dauerhafte Institutionalisie­
rung einer ähnlichen Lösung auch nach Abschluss des aktuellen Reformpro­
jekts. 
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sion die Stadt Zürich. Deren Erfahrung zeigt, dass in einer grossen, 
historisch dezentral organisierten Verwaltung ein Kulturwandel, eine 
organisatorische und strategische Neuaufstellung und auch eine sehr 
weitgehende betriebliche Zentralisierung erfolgreich umsetzbar sind, 
wenn die politisch Verantwortlichen den klaren Willen dazu zeigen. 

9. im Rahmen der anstehenden Neuerungen auch das organisatori-
sche Verhältnis zwischen den überdirektionalen E-Government-
Strukturen und den überdirektionalen IT-Strukturen zu optimieren. 
Als Möglichkeiten sieht die Geschäftsprüfungskommission etwa 
eine Unterstellung unter eine gemeinsame Oberleitung (z. B. beide 
bei der Finanzdirektion oder der Staatskanzlei) oder eine gänzliche 
Zusammenlegung der Strukturen. Gegebenenfalls wäre auch eine 
Integration der beiden Strategieplanungen zu prüfen, die ohnehin 
gut aufeinander abgestimmt werden müssen (zu 4.3). 

10. bei den anstehenden Neuerungsarbeiten alle Empfehlungen im 
BDO-Bericht unvoreingenommen und mit einer konstruktiven 
Grundhaltung zu prüfen – gerade auch jene, die harte Kritik impli­
zieren. Dabei nimmt die Geschäftsprüfungskommission ausdrück­
lich nicht im Einzelnen Stellung zu den BDO­Empfehlungen, zumal 
diese in vielen Fällen ausserhalb des Untersuchungsgegenstands der 
Geschäftsprüfungskommission liegen und/oder eine andere Flug­
höhe aufweisen. 

11. Hinweise und Empfehlungen von Aufsichtsorganen wie der Fi­
nanzkontrolle oder der parlamentarischen Oberaufsicht jeweils mit 
Ernsthaftigkeit und ohne unnötige Verzögerungen zu prüfen. Diese 
Empfehlung betrifft selbstredend nicht nur den IT­Bereich (zu 4.1). 

12. im Geschäftsbericht und weiteren Berichterstattungen an den 
Kantonsrat auch auf Schwierigkeiten und Unzulänglichkeiten an­
gemessen hinzuweisen. Das schafft beim Kantonsrat und in der 
Öffentlichkeit Vertrauen. Auch diese Empfehlung gilt über den IT­
Bereich hinaus (zu 3.3). 

13. zu prüfen, inwieweit die Führung und Steuerung anderer Quer-
schnittaufgaben (beispielsweise Personalwesen, Beschaffungs­
wesen, Immobilienmanagement) ebenfalls von organisatorischen 
Anpassungen profitieren könnten und inwieweit die künftige Infor­
matikorganisation dafür Modellcharakter haben könnte. 

14. Schliesslich regt die Geschäftsprüfungskommission den Kantonsrat 
und den Regierungsrat an, die bisherige gesetzliche Vorgabe zu über­
denken, die de facto sämtliche Ausgaben für Informatikmittel und 
-dienstleistungen als gebunden qualifiziert (§ 37 Abs. 2 lit. a CRG). 
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Der IT­Bereich ist damit – anders als in anderen Kantonen18 – einer 
Einflussnahme des Kantonsrates mittels Kreditbewilligungen ent­
zogen. Es wäre vertieft zu prüfen, ob bei Kreditbewilligungen für 
umfangreiche IT­Vorhaben eine stärkere demokratische Legitima­
tion und Kontrolle durch den Kantonsrat und gegebenenfalls durch 
das Volk sachgerecht wären. 
Zweifellos bietet selbst eine vollständige Umsetzung dieser Emp­

fehlungen keine Garantie, dass die Informatikführung, ­planung und 
­steuerung in der kantonalen Verwaltung künftig völlig problemlos und 
fehlerfrei funktionieren. Die Geschäftsprüfungskommission ist aber 
überzeugt, dass mit einer Umsetzung der Empfehlungen die Strukturen 
und Prozesse so aufgestellt werden können, dass 
– die politische Verantwortung (noch) klarer ist und der im OG RR 

postulierte Vorrang der Kollegialfunktion vor der Direktionsfüh­
rung bei Regierungsratsmitgliedern gefördert wird; 

– die erheblich gestiegene strategische Bedeutung der Informatikfüh­
rung für den Kanton organisatorisch angemessen abgebildet wird; 

– die verschiedenen Akteure Instrumente in der Hand haben, um 
ihre jeweiligen Aufgaben wirksam wahrzunehmen; 

– künftig kantonsweiten, direktionsübergreifenden Perspektiven ein 
angemessenes Gewicht zukommt; 

– und als Konsequenz in der Kantonsverwaltung nennenswerte Sy­
nergie­ und/oder Qualitätsgewinne erzielt und Reibungsverluste 
reduziert werden können. 
Mit dem vorliegenden Bericht, dem BDO­Bericht sowie den in der 

Verwaltung schon vorhandenen Grundlagen liegen aus Sicht der Ge­
schäftsprüfungskommission der Handlungsbedarf, aber auch zahlrei­
che Lösungsansätze klar auf dem Tisch. Nun ist in erster Linie der Ge­
samtregierungsrat am Zug, in zweiter Linie die Direktionen und Ämter 
und im Fall von Empfehlung 14 der Kantonsrat. 

18  Die meisten anderen Kantone kennen eine weniger weite Definition von 
«gebundenen» Ausgaben, d. h. eine stärkere Mitsprache von Parlament und 
gegebenenfalls Volk. Auer (2016: Staatsrecht der schweizerischen Kantone. 
Bern: Stämpfli. S. 479–480) nennt als Kantone mit einer ähnlich extensiven 
Regelung wie Zürich noch OW, GL, SO, VS und JU. 
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5.3 Ausblick und Dank 

Mit dem vorliegenden Bericht schliesst die Geschäftsprüfungs­
kommission ihre vertiefte Untersuchung ab. Sie misst einer wirksamen 
ämter­ und direktionsübergreifenden Zusammenarbeit im IT­Manage­
ment – und auch in anderen Querschnittbereichen der Kantonsverwal­
tung – aber weiterhin eine grosse Bedeutung zu. Nicht nur, aber auch 
im Zusammenhang mit der vom Regierungsrat angestrebten stärkeren 
Digitalisierung (vgl. RRB Nr. 1183/2016) ist es für die Arbeit der kan­
tonalen Verwaltung sehr wichtig, dass der Kanton eine leistungsstarke 
und koordinierte IT­Organisation erhält. Die Geschäftsprüfungskom­
mission erwartet vom Regierungsrat und den Direktionen, dass in die­
sem Sinn und im Sinn der hier formulierten Empfehlungen das Projekt 
«Neue kantonale IKT» sorgfältig und entschlossen vorangetrieben wird 
und in konkreten Massnahmen mündet, die dann ebenso entschlossen 
und konstruktiv umgesetzt werden. Sie schaut der organisatorischen 
Neuausrichtung im IT­Bereich mit Spannung entgegen und wird ihr 
weiterhin grosse Aufmerksamkeit schenken. 

Die Geschäftsprüfungskommission und die Subkommission dan­
ken ihren Gesprächspartnern, dem Regierungsrat, den Direktionen 
und der Staatskanzlei, der Finanzkontrolle und den Verantwortlichen 
von Finanzdirektion und KITT für deren Einsatz für ein zukunftsfähi­
ges IT­Management im Kanton Zürich, für die erteilten Informationen 
und für die angenehme Zusammenarbeit. Sie hoffen, diese in ähnli­
chem Geist weiterführen zu können. 

Zürich, 13. Juli 2017

Im Namen der Kommission

Der Präsident: Der Sekretär: 
Daniel Hodel  Emanuel Brügger 
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Anhang 

I.  Gesprächspartner der Subkommission

Die Subkommission hat im Rahmen der vertieften Untersuchung 
die folgenden Funktionsträger zu Gesprächen eingeladen, wobei ein 
Teil der Gesprächspartner mehr als einmal zu Gast war (Funktionen 
zum Zeitpunkt des jeweiligen Gesprächs):
– Finanzdirektor des Kantons Zürich
– Generalsekretär der Finanzdirektion des Kantons Zürich
– Leiter der KITT­Geschäftsstelle des Kantons Zürich
– Leiter Stab der Finanzverwaltung des Kantons Zürich, designierter 

Projektleiter im Projekt «Neue kantonale IKT»
– Leiter IT der Bildungsdirektion des Kantons Zürich, KITT­Dele­

gierter 2016
– IT­Verantwortlicher der Sicherheitsdirektion des Kantons Zürich, 

KITT­Mitglied
– Staatsschreiber des Kantons Zürich
– Leiter der Stabsstelle E­Government des Kantons Zürich
– Leiter der Finanzkontrolle des Kantons Zürich
– Revisor mit Schwerpunkt IT­Revisionen bei der Finanzkontrolle 

des Kantons Zürich
– Zwei Mitarbeiter der BDO AG im Projekt «Unabhängige Überprü­

fung der Informatik des Kantons Zürich»
– Direktor und Vizedirektor der OIZ (Informatikamt der Stadt Zü­

rich)
– Leiter des Diensts für Informatikplanung des Kantons St. Gallen

II.  Liste von wesentlichen schriftlichen Unterlagen,  
welche die Subkommission beigezogen hat 

– Folienpräsentationen und Handouts der oben genannten Ge­
sprächspartner. 

– BDO­Bericht «Unabhängige Überprüfung der Informatik des Kan­
tons Zürich», Bericht vom 31. Oktober 2016 und Addendum vom 
22. Dezember 2016. Online verfügbar: http://www.fd.zh.ch/internet/
finanzdirektion/de/unsere_direktion/veroeffentlichungen.html (zu­
letzt abgerufen am 10. Mai 2017). 
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– Bericht der Finanzkontrolle in Zusammenarbeit mit bprex group 
AG (August 2013): «Erkenntnisse zur IT­Situation des Kantons 
Zürich. Würdigung anhand der Resultate aus den IT­Kurzchecks 
unter Berücksichtigung der KITT­Aktivitäten». 

– IT­relevante Auszüge aus Semesterberichten der Finanzkontrolle 
an Finanzkommission und Regierungsrat:
– Semesterbericht 2015/2 vom 9. März 2016
– Semesterbericht 2015/1 vom 9. September 2015
– Semesterbericht 2014/2 vom 11. März 2015
– Semesterbericht 2014/1 vom 9. September 2014 

– Informatikstrategie 2008 «Informatik­Strategie der kantonalen 
Verwaltung Zürich» (vom Regierungsrat am 9. Dezember 2008 ver­
abschiedet). 

– Umsetzungsplan 2008 «Umsetzung der Informatik­Strategie der 
kantonalen Verwaltung» (vom Regierungsrat am 9. Dezember 2008 
zur Kenntnis genommen). 

– Umsetzungsbericht 2014 «Informatikstrategie Kanton Zürich 
(RRB Nr. 1955/2008): Stand der Umsetzung» (Bericht des KITT 
vom 15. Juli 2014). 

– Informatikstrategien der einzelnen Direktionen und der Staats­
kanzlei: 
– Informatik­Strategie und Reglement der Direktion der Justiz 

und des Innern des Kantons Zürich vom 14. Februar 2011 (Ver­
sion 2.0)

– Informatik­Strategie der Volkswirtschaftsdirektion des Kan­
tons Zürich vom 1. Juni 2012 (Version 2.0)

– Informatikstrategie der Baudirektion vom 1. September 2011
– Informatik­Strategie der Gesundheitsdirektion vom 19. Septem­

ber 2011
– IT­Strategie Finanzdirektion vom 22. Dezember 2011 
– Informatik­Strategie der Sicherheitsdirektion vom 6./20. No­

vember 2012
– Informatik­Strategie der Bildungsdirektion vom 19. Dezember 

2012 / 17. Januar 2013
– Informatikstrategie Staatskanzlei des Kantons Zürich 2012–

2016 vom 2./3. Juli 2012 
– Informatikführungskonzept Staatskanzlei des Kantons Zürich vom 

23./24. Januar 2013 
– E­Government­Strategie des Kantons Zürich 2013–2016 (festge­

setzt vom Regierungsrat am 27. März 2013). 
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– IT­Projektlisten der Direktionen und der Staatskanzlei («Auszug 
aus dem IT Projekt­Portfolio» vom 29. Januar 2016): Liste der lau­
fenden IT­Projekte der Kantonsverwaltung mit erwarteten Gesamt­
projektausgaben von mindestens Fr. 200 000 (von den Direktionen 
Ende 2015 / Anfang 2016 auf Ersuchen der Subkommission zusam­
mengestellt). 

– Staatskanzlei des Kantons Zürich: Liste «E­Government­Projekte 
aus Erhebung Winter 2015/2016 – alle Direktionen und Staats­
kanzlei», Stand März 2016. 

– Stadt Zürich, Organisation und Informatik OIZ: Broschüre «IT­
Strategie Stadt Zürich» von 2013. 

– Stadt Zürich, Organisation und Informatik OIZ: Präsentation «Die 
IT der Stadt Zürich» für die Subkommission «IT kantonale Verwal­
tung» des Kantonsrates vom 4. Juli 2016. 

– Kanton St. Gallen, Dienst für Informatikplanung: «IT­Strategie SG 
2016+» vom 3. Mai 2016. 

– Kanton Bern, Bericht der AWK Group 2014: Unabhängige Prüfung 
der Informatik im Kanton Bern (UPI), Kurzbericht vom 12. März 2014. 
Online: https://www.awk.ch/docs/Fachartikel/1403_Unab haengige_ 
Pruefung_der_Informatik_des_Kantons_Bern­Kurz bericht.pdf? 
m=1444456729 (zuletzt abgerufen am 10. Mai 2017). 

– Häner, Isabelle, Markus Rüssli und Evi Schwarzenbach (2007): 
Kommentar zur Zürcher Kantonsverfassung. Zürich: Schulthess. 

– IT Governance Institute und KPMG Österreich 2003: «IT­Gover­
nance für Geschäftsführer und Vorstände. Zweite Ausgabe». Online: 
http://www.isaca.org/German/Documents/Board­Briefing­on­IT­
Governance­German.pdf (zuletzt abgerufen am 10. Mai 2017). 

– Diverse Regierungsratsbeschlüsse, darunter insbesondere: 
– RRB Nr. 68/2017 betreffend Grundlagen für eine zukünftige 

kantonale IKT (Informations­ und Kommunikationstechnolo­
gie), Umsetzung, Projektskizze, Genehmigung, Auftrag 

– RRB Nr. 1183/2016 betreffend Strategie Digitale Verwaltung, 
Projektauftrag

– RRB Nr. 883/2015 betreffend Unabhängige Überprüfung der 
Informatik des Kantons Zürich, Auftrag

– RRB Nr. 333/2013 betreffend E­Government­Strategie des Kan­
tons Zürich 2013–2016 (Festsetzung)

– RRB Nr. 1955/2008 betreffend Informatikstrategie, Festlegung
– Geschäftsberichte des Regierungsrates des Kantons Zürich für die 

Jahre 2009 bis 2016.
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– Berichte der Geschäftsprüfungskommission an den Kantonsrat, 
insbesondere:
– KR­Nr. 62/2017
– Vorlage 5264a
– KR­Nr. 55/2016
– KR­Nr. 86/2015
– KR­Nr. 49/2014
– KR­Nr. 81/2013
– KR­Nr. 67/2011


